
Verweisen und Verstehen. - Zum Problem des inneren 
Beziehungsgeflechtes in Gesetzestexten 1 

IWARWERLEN 

l. Einleitung 

W as i eh Ihnen im folgenden vorstellen mochte, ist e ine Art Werkstattbe­
richt zur Untersuchung von Verweisungen in Gesetzestexten. Als 
Grundlage für die Arbeit dient eine Reihe von Bundesgesetzen, die im 
J ahr 1992 in Kraft getreten sind2. Untersucht wird in diesen Texten di e 
Art und Weise, wie auf andere Textbestandteile verwiesen wird. Dabei 
verstehe ich Verweisung nicht nur im üblichen Sinne des Verweisens auf 
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Referat anHisslich der Wissenschaftlichen Tagung der Schweizerischen Gesellschaft 
für Gesetzgebung, Genf, 6. - 7. Mai 1994. 

Es handelt sich um die folgenden Gesetzestexte: 
Fernmeldegesetz (FMG) vom 21. Juni 1991 (SR 784.10); 
Bundesgesetz über den Schutz der Gewasser (Gewasserschutzgesetz, GSchG) vom 24. 
Januar 1991 (Stand am l. April1993) (SR 814.20); 
Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) vom 21. Juni 1991 (Stand am l. 
Oktober 1992) (SR 784.40); 
Bundesgesetz über die Hochschu1fõrderung (Hochschulfõrderungsgesetz, HFG) vom 
22. Marz 1991 (SR 414.20); 
Bundesgesetz über den Wald (Waldgesetz, WaG) vom 4. Oktober 1991 (SR 92l.O); 
Bundesgesetz über die Anschlussgleise vom 5. Oktober 1990 (SR 742.141.5). 

Nicht berücksichtigt wurde das Bundesgesetz über die Direktversicherung mit 
Ausnahme der Lebensversicherung (Schadenversicherungsgesetz, SchVG) vom 20. 
Marz 1992 (SR 961.71), das am l. Januar 1993 in Kraft getreten ist, aber am 18. Juni 
1993 geandert wurde. 

Die Auswahl der Gesetze war bestimmt durch den Zeitpunkt des Inkrafttretens. Um 
die heute gangige Formulierungspraxis eruieren zu konnen, werden Teilrevisionen 
bestehender Gesetze nicht berücksichtigt. Ein Vergleich mit den Fassungen in den 
anderen Amtssprachen wurde nicht vorgenommen, sollte aber in einem weiteren 
Schritt dazukommen. 
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andere normative Texte, sondem zusatzlich in zwei etwas anderen Be­
deutungen: Wie jede natürliche Sprache verfügt das Deutsche über eine 
Re ihe von Ausdrucksmitteln, di e auf an dere. Textelemente verweisen un d 
von diesen ihre nahere Bestimmung erhalten oder die aus dem Text her­
aus auf eine aussersprachliche Situation verweisen. Viele Elemente der 
Sprache sind in dem Sinne unterbestimmt, dass ihre nahere Bestimmung 
durch sprachliche und nichtsprachliche Kontexte geleistet wird. 

Be ide Aspekte von V erweisungen sin d wesentlich für das V erstandnis 
und damit die Verstandlichkeit von Texten, auch von Gesetzestexten. 
Aus Diskussionen mit Juristinnen und Juristen anlasslich eines Weiter­
bildungskurses wurde die Problematik dieser beiden Aspekte deutlich. 

2. Das grundlegende Problem: Linearisierung komplexer 
Gehalte und Verweisungen 

Wie jeder sprachliche Text muss auch ein Gesetzestext das schwierige 
Problem lõsen, einen komplexen, mehrdimensionalen Gehalt in eine ein­
oder bestenfalls zweidimensionale lineare Abfolge von einzelnen Ele­
menten zu zerlegen. Dem Leser oder der Leserin eines Textes steht dann 
die ebenso schwierige Aufgabe bevor, aus der linearen Vorlage des Tex­
tes jenen komplexen Gehalt zu rekonstruieren, der in den Absichten der 
Textverfasserinnen und -verfasser gegeben war. 

Bei diesem Geschaft des Analysierens und Synthetisierens stellt die 
Sprache auf der Ebene des Satzes drei unterschiedliche Strategien zur 
Verfügung: das Benennen von Elementen, die Pradizierung und die Mo­
difizierung. Beim Benennen wird ein Element durch eine einfache lexi­
kalische Grosse hingestellt. In der Priidizierung wird ein Gegenstand 
oder ein Geschehen aufgelõst in Elemente, die miteinarider durch ein 
Pradikat in Zusammenhang gesetzt werden. Als Beispiel mag ein einfa­
ches Transaktionsverb wie "geben" dienen: die komplexe Konstellation 
von gebender Person, empfangender Person, übergebenem Gegenstand 
wird im Beispielsatz: 

Karla gibt Otto einen Apfel. 

,. 
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in eine pradikative Struktur überführt. Mit "Karla", "Otto" und "Apfel" 
werden Elemente benannt, die durch "geben" in eine komplexen Zusam­
menhang gesetzt werden. Die Tatsache, dass die Pradikation eine be­
stimmte Reihenfolge der Elemente verlangt, ist nicht durch das Gesche­
hen selbst bedingt, sondern allein durch die Grammatik der jeweiligen 
Sprache. Beim Modifizieren wird irgendeine Eigenschaft eines Gegen­
standes oder eines komplexen Vorganges in der Form eines Attributs 
ausgedrückt, z.B. 

der grüne Apfel 

Der Gegenstand erscheint dabei aufgeteilt in seine kategorielle Zugeho­
rigkeit ("Apfel") und seine Farbe ("grün"). Auch hier ist die Aufteilung 
und ihre Anordnung in der linearen Struktur nicht durch den Gegenstand 
selbst bedingt, sondern durch die Grammatik der Sprache. Wir konnen 
als Ergebnis festhalten, dass beide Strategien den grammatischen Be­
schrankungen der jeweiligen Sprache unterliegeri. Damit ist ein grundle­
gendes Problem der Formulierungsarbeit angedeutet: die Grammatik der 
jeweiligen Sprache legt den textverfassenden Personen Beschrankungen 
auf, die nicht aus dem Gegenstandsbereich selbst begründet sind, die 
aber nicht hintergehbar sind. Um deutlich zu machen, was gemeint ist, 
sei auf die Beschrankung für sog. freie Relativsatze verwiesen, al so Satze 
des Typs "Wér X tut, wird mit Busse oder Gefangnis bestraft". Diese 
freien Relativsatze sind nur moglich, wenn der Kasus des Relativums im 
Relativsatz. gleich ist wie im Hauptsatz. Man kann deswegen nicht for­
mulieren: "Wem ein Besitztum eines andern abhanden kommt, wird mit 
B us se bestraft". 

Mit den drei grundlegenden Verfahren allein gelangt man aber noch 
nicht zur Darstellung grosserer komplexer Gehalte. Bei langeren Satzen 
kommen weitere Aspekte ins Spiel: 

Karla gab Otto e ine n Apfel und er fiel ?.U Boden. 

Das Element "er" in obigem Beispielsatz ist erganzungsbedürftig; es 
verweist auf ein Vorgangerelement, das ihm zusatzliche Bedeutung mit­
gibt; sprachwissenschaftlich ausgedrückt handelt es sich um ein anapho­
risches Pronomen, das einen Antezedenten braucht. In unserem Bei­
spielsatz gibt es zwei mogliche Vorgangerelemente: "Otto" und "Apfel", 
denn im Deutschen müssen Genus und Numerus eines anaphorischeu•"'. 
Pronomens im allgemeinen mit dem Antezedenten übereinstimmen. 
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Wenn zwei Antezedenten in Frage kommen, wird normalerweise eine 
Suchstrategie eingesetzt, die den plausibleren Antezedenten sucht. Wird 
eine Antezedensambiguitãt beim Verfassen oder Redigieren festgestellt, 
so kann sie durch eine Umformulie~ng behoben werden. 

Karla gab Otto e ine n Apfel und de r fiel zu Boden. 

Das Demonstrativpronomen "der" kann nur auf den unmittelbaren Ante­
zedenten verweisen; niemand würde hier "Otto" als Antezedenten an­
nehmen. Dass die Stellung des Antezedenten eine Rolle spielt, zeigt die 
U mformulierung: 

Karla gab den Apfel Otto und de r fiel zu Boden. 

Auch hier ergibt sich eine grammatische Beschrãnkung, die nichts zu tun 
hat mit dem komplexen Sachverhalt, der ausgedrückt werden soll. 

Pronomina sind nicht die einzigen anaphorischen Verweismittel, man 
vergleiche etwa: 

Karla gab Otto e ine n Apfel und die Frucht fiel zu Boden. 
Karta gab Otto einen Apfel und de r Kerlfiel zu Boden. 
Karla gab Otto e ine n Apfel und O fiel zu Boden. 

"die Frucht" und "der Kerl" haben verweisende Funktion, weil sie einen 
definiten Artikel erhalten und inhaltlich weniger bestimmte Elemente 
sind, die als eine Art Oberbegriffe zu den Vorgãngerelementen gelten 
konnen. Die Nichterwãhnung eines Subjektes ("O") im dritten Teilbei­
spiel erfordert die Interpretation einer Lücke. Solche leeren Anaphern 
sind nicht selten: 

Karla versprach, O Otto einen Apfel zu geben. 
Karla befahl Kari, O Otto einen Apfel zu geben. 
Otto wurde (von O) ein Apfel gegeben. 

In allen drei Fãllen gibt es eine Lücke, die entweder durch den syntakti­
schen Kontext gefüllt wird oder - wie im Fali des Passivsatzes - ziemlich 
unbestimmt bleibt, bei Bedarf aber bestimmt werden konnte. 

W as di ese ersten Beispiele gezeigt haben, kan n m an di e innere Bezie­
hungsstruktur von Elementen nennen; sozusagen die lokale Verbindung 
von Teilsatz zu Teilsatz oder von einem Satz zum nãchsten Satz (in der 
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Linguistik werden solche Elemente etwa als Kohasionsmittel bezeich­
net). 

Diesen inneren. stehen aussere Beziehungsstrukturen gegenüber. Jeder 
Text ist eingebettet in globale und spezifische Kontexte. Einige Fach­
leute nennen die globale Umwelt eines Textes seine Diskurswelt oder 
sein Diskursuniversum. In der Diskurswelt sind bestimmte Dinge gege­
ben und bekannt. Jeder neue Textteil bringt neue Aspekte in die Dis­
kurswelt ein. Sie gelten anschliessend als Teil der Diskurswelt und kon­
nen so auch wieder erwahnt werden. In unserem ersten Beispiel haben 
wir uns auf irgendeine Diskurswelt bezogen und etwas Neues dabei ein­
geführt: 

Kar/a gab Otto einen Apfel. 

In unserer Diskurswelt existieren zwei Individuen, die nicht mehr einge­
führt zu we~den brauchen. Sie haben einen Eigennamen und die Erwah­
nung di e ses Eigennamens identifiziert genau di e Tragerin bzw. de n Tra­
ger des Eigennamens in der Diskurswelt. Nehmen wir nun an, beim In­
dividuum "Karla" handle es sich um "Karla Kolumna", die bekannte 
Journalistin aus den Geschichten von Benjamin Blümchen, dem einzigen 
sprechenden Elefanten der Welt, und bei "Otto" um den Jungen, der 
Benjamin Blümchens Freund ist, dann haben wir im Diskursuniversum 
der Welt von Benjamin Blümchen zwei genau identifizierbare Individuen 
herausgegriffen und wir konnen problemlos auf sie verweisen. Neu da­
gegen ist in dieser Diskurswelt ein Apfel, entsprcchend wird er als "ein 
Apfel", mit de m unbestimmten Artikel also, eingeführt. Nach sein er Ein­
führung gehort er zum Diskursuniversum. Deswegen kann man in der 
Folge definit auf ihn verweisen. 

Neben dem Diskursuniversum und dem, was durch den Text in das Dis­
kursuniversum eingeführt wird, gibt es weitere Kontexte sprachlicher 
und nichtsprachlicher Art. Zu letzteren gehoren allgemeine Wissensbe­
stande, die Leserinnen und Leser über die Welt haben. Nehmen wir als 
Beispiel die Abfolge: 

Das Telefon klingelte. /eh sollte abnehmen, daehte ieh. 
Die Waage zeigte 70 Kilo. /eh sollte abnehmen, daehte ieh. 

Im erst~n Beispiel führt das Wissen über das Telefon und seine Beschaf­
fenheit dazu, dass jede Leserin und jeder Leser weiss, dass hier jemand 
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den Horer abnehmen sollte. Im zweiten Fall führt das Wissen über Waa­
gen, Korperg~wichte und die Regulierung des Korpergewichtes dazu, 
dass eine Fastenkur angezielt wird. Solche Wissensbestande konnen 
ganze Ablaufe von Handlungen, Zusammenstellungen von Dingen, Vor­
stellungen von Zusammenhángen enthalten. In der Psychologie spricht 
man von Schemata oder Skripten. Ich zitiere zur V erdeutlichung aus 
e in em vor kurzem erschienenen Kriminalroman: 

"Dann ging ieh einkaufen. Einjunger Verkaufer sah mieh gelangweilt 
an. /eh hatte ihn gerade bei der Lektüre eines Ferienkataloges unter­
broehen. 
- Sie wünsehen? 
- /eh moehte einen Videoreeorder mieten. 
- Mit Strieheode? 
- Nein danke. /eh nehme ihn uneodiert. Sind da alle Programme 

sehon drin? 
- Kommt auf /h re Antenne an. Sind Sie verkabelt? 
- Verkabelt? Nein. Ist das etwas Ansteekendes? 

Der Verkaufer sah mieh missmutig an. Beratung ist aueh nieht mehr 
das, was es früher einmal war. /eh nahm das Gerlit unter den Arm. In 
meinem Büro hangte ieh den Reeorder an den Fernseher. Zwei Stun­
den spiiter konnte ieh endlieh die Kassette reinsehieben. ... " (R. Graf, 
Die haarstraubenden Falle des Philip Maloney, MüneheníZürieh, 
(1994, S. 77). 

Mit "einkaufen" im ersten Satz wird ein Skript aufgerufen, das der Lese­
rin oder dem Leser die Interpretation der folgenden Sequenz, etwa des 
Satzes "ich nahm das Gerat unter den Arm", erlaubt: nach dem Kaufakt 
tragt der Kunde das Gerat nach Hause. Dagegen fallt die Frage "Ist das 
etwas Ansteckendes?" des Kunden vollstandig aus dem Skript heraus; es 
wird auf e in en ganz anderen Diskurs Bezug genommen (das ist für di ese 
Art von Geschichten typisch). Innerhalb des Skripts "einkaufen" taucht 
das Schema für "Videorecorder" auf: hier ist nun auch Weltwissen ge­
fragt, um interpretieren zu konnen. ·"Sind Sie verkabelt?" oder "Kommt 
auf Ihre Antenne an" lassen si eh innerhalb di e ses Weltwissens sinnvoll 
verstehen, sonst wohl nicht. 

Neben den aussersprachlichen Wissensbestanden, welche in das Verste­
hen eines Textes einfliessen, enthalt der Text selbst haufig Hinweise dar­
auf, wie er zu verstehen ist. Solche Hinweise finden sich in der graphi­
schen Gliederung des Textes, in Titeln, im generellen Aujbau des Textes. 
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Die Gesamtheit der text- und diskursweltbezogenen Hinweise Hisst sich 
als Kontextualisierungsmittel eines Textes verstehen, also als Mittel, die 
Kontexte und damit das Verstehen des Textes selber deutlich machen. 

Als Ergebnis Hisst sich festhalten: wer Texte verfasst, hat das Problem zu 
los~n, wie ein komplexer Sachverhalt sprachlich so in einer linearen Ab­
folge von Elementen zu formulieren ist, dass Leserinnen und Leser den 
intendierten komplexen Sachverhalt zu rekonstruieren vermogen. Dabei 
unterliegt die Textformulierung Beschrankungen grammatischer Art, die 
in jeder einzelnen Sprache vorhanden, aber von Sprache zu Sprache ver­
schieden sind. Verschiedene Arten von Verweisungsmitteln erlauben es 
dér textverfassenden Person, Beziehungen zwischen den einzelnen 
Textteilen zu verdeutlichen. 

3. Anwendung auf Gesetze 

Die aufgeführten Gesichtspunkte lassen sich auf Gesetze anwenden. Die 
Diskurswelt, in der Gesetze insgesamt eingebettet sind - ich beziehe mich 
jetzt auf Bundesgesetze und unter ihnen insbesondere auf jene, die der 
Analyse zugrunde liegen -, ist auf einer ersten Stufe die staatliche Struk­
tur, die diesen Gesetzen ihre Gültigkeit verleiht, und auf einer zweiten 
Stufe die Menge aller anderen Gesetze, die innerhalb dieser staatlichen 
Struktur Gültigkeit haben. Eine zweite Diskurswelt in dieser Hinsicht ist 
die Diskurswelt der Rechtspreéhung, als dritte liesse sich die Diskurswelt 
der Jurisprudenz und als vierte und umfassendste die alltagliche Dis­
kurswelt der sogenannten Rechtsunterworfenen betrachten. Jedes Gesetz 
hat schliesslich etwas spezifischer einen Bezug zur Diskurswelt der zu 
regelnden Materie. Aus diesem vielfaltigen Bezug von Gesetzen stammt 
im übrigen die bekannte Problematik, dass Gesetze fachsprachliche Ele­
mente der Rechtswissenschaft und des zu regelnden Sachgebietes neben 
allgemeinsprachlichen Elementen enthalten. 

Dieser vielfaltige Diskursweltbezug von Gesetzen erlaubt es den Verfas­
serinnen und Verfassem von Gesetzen, bestimmte Elemente in die Ge­
setze als definite einzuführen. Wenn also in einem Gesetz solche Institu­
tionen wie "der Bundesrat", "die Kantone", "das Bundesamt für Verkehr" 
erwahnt werden, erscheinen sie immer als definite Grossen, deren Iden-
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tifizierung in der Diskursweit ausser Frage steht. Das giit auch etwa im 
foigenden Fali: 

Über Streitigkeiten zwischen Bahn, Anschliessern und Mitbenützern 
entscheidet der Zivilrichter am Ort der Sache." (Anschlussgleise, Art. 
21 Abs. 4). 

Hier wird mit "der Ziviirichter am Ort der Sache" auf ein kiar identifi­
ziertes lndividuum aus der Diskursweit der Rechtsinstitutionen verwie­
sen; der indefinite Artikei ware hier unangemessen. Dagegen sind die 
anderen Nominaiphrasen alle artikellos, weii zwar die Art der Beteiiigten 
und ihr Verhaltnis zueinander ("Streitigkeiten") kiar ist, die Verweisung 
aber offen sein muss für den jeweiiigen Fali. 

Ich werde auf diese verschiedenen Diskurswelten für Gesetze im foigen­
den nicht mehr expiizit eingehen. Sie sind aber ais Hintergrund prasent. 
Das zeigt sich auch in einem weiteren Aspekt: Gesetze Iassen sich seiten 
ais vollstandig koharente Texte verstehen, wie das etwa bei einer Erzah­
Iung der Fali sein kann. Formaie und inhaitiiche Anforderungen führen 
dazu, dass Texteiemente nebeneinander stehen, deren gegenseitiges Ver­
haitnis nicht erkennbar ist; zwar Iegt die Gesetzgebungsiehre sehr gros­
sen Wert auf Giiederungsaspekte, aber auch dort istkiar, dass eine Giie­
derung vón Gesetzestexten seiten einer durchsichtigen inhaltiichen Logik 
foigt. 

4. Zwei widersprüchliche Strategien der Textformulierung: 
Kontextualisierung vs. Dekontextualisierung 

Die bisherige Untersuchung von Gesetzestexten führt mich zu foigender 
Hypothese: der Formuiierung von Gesetzen Iiegen zwei diametrai entge­
gengesetzte Strategien zugrunde: Kontextuaiisierung und Dekontextuaii­
sierung. Diese beiden Strategien Iassen sich auf das Probiem zurückfüh­
ren, das im Entwurf zu einem Gesetzesieitfaden des Bundes Iakonisch so 
formuiiert ist: "Di e Verweisung verietzt . . . mei s t das Gebot, das s e ine 
Norm mogiichst aus si eh heraus verstandiich sein sollte." 

Eine Norm ist umso eher aus sich heraus verstandiich, ais sie auf Ver­
weisungen auf andere Textteiie oder aus sich heraus verzichtet und ais 
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sie auf grõssere Kontexte verzichten kann; sie ist umso weniger aus sich 
heraus verstandlich, wenn sie Verweisungen auf andere Textteile enthalt 
und auf grõssere Kontexte angewiesen ist. 

4.1 Aspekte der Kontextualisierung 

4.1.1 Gliederung und Rahmenbildung 

Ein erster Aspekt der Kontextualisierung besteht in der Gliederung des 
Gesetzestextes in Teile, Titel, Kapitel, Abschnitte und Artikel, wobei je­
de hierarchische Stufe Sachüberschriften erhalt. 

Je nach Komplexitat des Textes sind diese Gliederungen komplexer oder 
einfacher. Als zwei entgegengesetzte Beispiele seien hier die Gliederung 
für das Anschlussgleisgesetz ·un d das Gewasserschutzgesetz erwahnt 
(vgl. die Übersicht im Anhang). 

Diese beiden Beispiele zeigen die Problematik dieser Kontextualísierung 
recht gut. Auf der einen Seite entsteht der Eindruck eines geordneten 
Ganzen, in dem jedes Detail seinen Platz zugewiesen bekommt. Wir 
glauben, e in en. koharenten Te x t vor un s zu haben, de r einer bestimmten 
Ablauflogik folgt. Diese Logik ist durch zweierlei Aspekte bedingt: die 
formalen Aspekte juristischer Art, die z.B. Allgemeine Bestimmungen 
und Schlussbestimmungen fordem, und die inhaltlichen Aspekte des zu 
regelnden Gegenstandes. Die Verzahnung dieser beiden Aspekte ist al­
lerdings nicht leicht und schon ein flüchtiger Blick auf die Titel der ein­
zelnen Teile des Gewasserschutzgesetzes führt zur Erkenntnis, dass in 
der Ordnung ein gutes Stück Zufalligkeit oder Beliebigkeit steckt. Dem 
entspricht auch die hõchst unterschiedliche Anzahl Artikel: Wenn z.B. 
im GSchG dem 4. Titel: Haftpflicht nur gerade ein Artikel zugeordnet ist, 
wahrend dem hierarchisch tieferen 3. Abschnitt des l. Kapitels des 3. Ti­
tels 8 Artikel zugeordnet sind, wird dieses Ungleichgewicht schon ,rein 
quantitativ sichtbar. 

Die Kontextualisierung durch Gliederung und Sachüberschriften hat als 
wichtige Konsequenz, dass der Artikeltext durch seine Stellung innerhalb 
der Gliederung und durch die Titelgabe gerahmt und damit interpretier­
bar wird. (Ich verwende hier den Ausdruck Rahmen im Sinn der Rah-



58 Iwar Werlen 

menauffassung Erving Goffmans; ein Rahmen setzt eine Interpretations­
welt in Kraft.) Artikel 6 GSchG mag das deutlich machen; er ist folgen­
dermassen gerahmt: 

2. Titel: Verhinderung und Behebung nachteiliger Einwirkungen 

I. Kapitel: Reinhaltung der Gewiisser 
l. Abschnitt: Einleiten, Einbringen und Versickern von 

Stoffen 

Art. 6 Grundsatz 

l Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen kon­
nen, mittelbar oder unmittelbar in ein Gewdsser einzu­
bringen oder sie versickern zu lassen. 

2 Es ist auch untersagt, solche Stoffe ausserhalb eines 
Gewdssers abzulagern oder auszubringen, sofern da­
durch die konkrete Gefahr einer Verunreinigung des 
Wassers entsteht. 

Ohne den Kontext der Sachüberschrifttm würde zuerst einmal die Sach­
überschrift "Grundsatz" des Artikels selbst unklar bleiben: mit Hilfe der 
anderen Sachüberschriften lasst sich dann erkennen, dass der Artikel den 
Grundsatz zur Verhinderung und Behebung nachteiliger Einwirkungen, 
insbesondere bei der Reinhaltung der Gewasser und hier insbesondere 
beim Einleiten, Einbringen und Versickern von Stoffen in Gewasser for­
muliert. Die gegebenen Rahmungen sind selbst interpretationsbedürftig: 
so ist im 2. Titel nicht explizit erwahnt, worauf diese nachteiligen Ein­
wirkungen geschehen, und im l. Abschnitt werden die Gewasser eben­
falls nicht erwahnt. Dies ist eine typische Konsequenz von Kontextuali­
sierung: was sich von selbst versteht, braucht nicht eigens erwahnt zu 
werden. 

Das Verhaltnis von Artikel und Sachüberschrift ist m. E. etwas proble­
matisch; es ist ein haufig auftauchendes Problem, dass die Artikelformu­
lierung auf die Artikelüberschrift keinen direkten Bezug nimmt. Deswe­
gen muss man sich kurz überlegen, welches eigentlich die Funktion von 
solchen Überschriften im Alltag ist. Sie verfolgen im wesentlichen drei 
verschiedene Ziele: Aufmerksamkeit wecken, Globale Charakterisierung 
geben, Erste Wissensbestande einführen. Bei Gesetzen fallt das erste Ziel 
weg. Das zweite: Globale Charakterisierung geben, kann mit dem dritten, 
Erste Wissensbestande einführen, in Kollision geraten. Genau das ge­
schieht hier: "Grundsatz" ist eine Überschrift, die die folgende Textse-
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quenz global charakterisiert; aber sie führt keine erste Information ein, an 
die man anknüpfen konnte. Man sieht die Problematik deutlicher am 
übemachsten Artikel aus dem gleichen Gesetz, von dem ich hier n ur Ab­
satz l abdrucke: 

Art. 8 Sickerwasser aus Abfalldeponien 

l Die Kantone sorgen dafür, dass Gewiisserverunreinigungen durch 
Einleitungen oder Versickerungen aus stillgelegten oder noch in Be­
trieb stehenden Abfalldeponien rasch behoben werden. 

Die Erwartungen sind nach der Sachüberschrift "Sickerwasser aus Ab­
falldeponien" mit einiger Sicherheit nicht auf den Textbeginn "Die Kan­
tane sorgen dafür, dass ... " gerichtet. Vielmehr würde man erwarten, das s 
der Te x t mit so etwas beginnt wie "Sickerwasser ... ". Statt dessen handelt 
der Text gar nicht vom Sickerwasser selbst, sondern von der Pflicht der 
Kantone, aus Sickerwasser entstehende Gewasserverunreinigungen zu 
beheben. Die Rahmung durch die Überschrift erfüllt hier also weder die 
Funktion, globale Information zu geben, noch die Funktion, erste Wis­
sensbestande einzuführen. Genau hier taucht die Tendenz zur Dekontex­
tualisierung auf: der Artikeltext wird so formuliert, dass er ohne Kontext 
verstanden werden kann. 

4.1.2 Verweisungen 

Neben der Rahmung durch Gliederung und Sachüberschriften findet sich 
die Strategie der Kontextualisierung auf der Ebene der Artikelformulie­
rung selbst in der Verwendung verschiedener Typen von verweisenden 
Elementen. Ich unterscheide zuerst einmal vier Verweisungsformen (mit 
je einem kurzen Beispiel zur Illustration): 

Hinausverweisende (deiktische) Sprachmittel 

· Sie befinden sich hier! 

Textverweisende ( textdeiktische) S prachmittel 

Wie oben schon angetont, .... 

Vorausverweisende (kataphorische) Sprachmittel 

Als er zu Hause ankam, offnete Karl den Briefkasten 

Rückverweisende (anaphorische) Sprachmittel 

Als Karl zu Hause ankam, offnete er de n Briefkasten 
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Verweisungsmittel verfügen über einen Verweisungsbereich. Bei den 
kataphorischen und anaphorischen Sprachmitteln ist dieser Bereich eng 
begrenzt und durch einige grammatische Beschrankungen gekennzeich­
net; ein Ergebnis der Untersuchung kann hier vorausgeschickt werden: 
vor- oder rückverwiesen wird in Gesetzestexten grundsatzlich nur inner­
halb des Artikels, also etwa von einem Absatz auf den vorhergehenden 
Absatz des gleichen Artikels oder innerhalb eines Absatzes. Bei den hin­
aus- und textverweisenden Sprachmitteln dagegen schwankt der Verwei­
sungsbereich j e nach Kontext sehr. Ihre Verwendung ist in Gesetzestex­
ten stark eingeschrankt. 

Die hauptsachlichsten sprachlichen Verweisungsmittel des Deutschen 
sind die folgenden: 

definiter Artikel 

der, die, das 

Personalpronomina 

primar hinausverweisend: ich, du, wir, ihr, Sie 
primar rück-/vorverweisend: er, sie, es, sie (Plural) 

Possessi vpronomina 

primar hinausverweisend: mein, dein, unser, euer, lhr 
primar rück-/vorverweisend: sein, ihr, ihr (Plural) 

Demonstrativpronomina 

nahverweisend: dieser, diese, dieses 
fernverweisend: jener, jene, jenes 
verweisend: der, die, das 

Relativpronomina 

welcher, welche, welches; der, die, das 
'freie Relative': wer, was 

Ortsad verbien 

nahverweisend: hier 
fernverweisend: dort 
textverweisend: unten, oben, vorher, nachher ... 

- rückverweisend: da 
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'Pronominaladverbien' 

Pronominaladverbien bestehen aus einem verweisenden Element 
und einer nachgestellten Praposition: da+zu, da+bei, hier+mit ... 
Ihre Verweisungseigenschaften sind weitgehend vom verweisen­
den Element bestimmt. 

'leere' Pronomina 

Infinite Satze: De r Bundesrat fordert die Riite auf, ~de r Vor­
lage zuzustimmen 

'freie Relative': W er die Frist nicht einhiilt, ~. wird mit Busse 
belegt. (Vgl. Wenn jemand die Frist nicht ein­
hiilt, wird er mit Busse belegt.) 

Ersparungen: Der Vollzug von Gesetz und ~ Verordnung ob­
liegt de m Bund. 

demonstrative Adjektive 

solch, derartig 

unbestimmte Zahladjektive 

andere, sonstige, weitere, übrige 

'leere' Verben mit verweisenden Elementen 

tun-Paraphrasen: De r Bundesrat regelt die Einzelheiten. Das tut 
er, indem ... 

Lexikalische Paraphrasen 

Der Bundesrat schliigt vor, ... De r Vorschlag enthiilt. 
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Im folgenden konnen die Verweisungselemente nicht systematisch und 
vollstandig dargelegt werden. Ich diskutiere deswegen nur einige ausge­
wãhlte Aspekte an einzelnen Beispielen. Ausgangspunkt ist zunãchst 
einmal der sehr kontextabhãngig formulierte Absatz 2 von Artikel 23 des 
GSchG: 

Art. 23 Revisionsarbeiten 

l Revisionen von Anlagen mit wassergefiihrdenden Flüssigkeiten 
dürfen nur von Unternehmungen ausgeführt werden, die eine Bewilli­
gung der kantonalen Behorde haben . . 

2 Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Unternehmung über ausge­

wiesenes Fachpersonal und die notwendige Ausrüstung veifügt. Sie 

gilt für di e gt;znze Schweiz. 
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In Absatz l des vorliegenden Artikels werden die beiden Elemente 
"Untemehmungen" und "Bewilligung" ins Diskursuniversum eingeführt. 
Sie erscheinen deswegen rnit indefinitem Artikel. In Absatz 2 dagegen 
gelten sie als schon bekannt und erscheinen deswegen als "die Bewilli­
gung" und "die Unternehmung". Der definite Artikel kennzeichnet sie als 
im Diskursuniversum bekannt; er verweist damit auf Absatz l als jenem 
Ort, wo die beiden Elemente eingeführt wurden. Nicht ganz so klar ist 
die Verwendung des definiten Artikels in "die notwendige Ausrüstung". 
In Absatz l ist j a von einer Ausrüstung nicht die Rede, und ein Verweis 
ausserhalb des Artikels müsste anders gekennzeichnet sein. Hier scheint 
also unter der Hand verwiesen zu werden auf etwas, was nicht explizit 
gemacht ist. Aufgrund unseres Weltwissens konnen wir schliessen, dass 
zu den Revisionen, die in Absatz l eingeführt werden, eine zweckmas­
sige Ausrüstung b_enotigt wird. Dies ist eine Form der Verweisung, die 
nicht unproblematisch ist. Sie entspringt aber zugleich einer allgemeinen 
Tendenz der Ersparung von Elementen, die entweder nicht spezifiziert zu 
werden brauchen oder nicht spezifiziert werden konnen oder sollen; das 
haufigste Mittel hierzu ist die Passivierung, aber auch andere Formen 
sind moglich. In Absatz 2 etwa wird die Bewilligungsbehorde nicht noch 
einmal erwahnt; der Absatz konnte ja auch beginnen "Die kantonale Be­
horde erteilt si e, wenn ... ". Di e Problematik de r Artikel wahl erscheint in 
de n untersuchten Gesetzestexten nicht immer bewusst gelost zu sein. Das 
anaphorische "sie" des schliessenden Satzes hat hier prinzipiell mehrere 
mogliche Vorgangerelemente, namlich "Ausrüstung", "Untemehmung" 
un d "Bewilligung". Erst das Verb "gilt für" führt zur Desambiguierung, 
da weder Unternehmungen noch Ausrüstungen über Geltungsbereiche 
verfügen. 

Anhand des Beispiels lasst sich auch belegen, dass nicht ausserhalb des 
Artikels verwiesen wird. Der vorausgehende Artikel 22 führt namlich 
"Anlagen mit wassergefahrdenden Flüssigkeiten" in Absatz l ei n un d 
bezieht si eh in de n Absatze 2 un d 3 darauf mit de r Formulierung "solche 
Anlagen". Diese Verweisung ware zu Beginn von Art. 23 ohne weiteres 
noch moglich; sie wird aber vermieden. Artikel sind dann, wenn man 
diesen Ausdruck hier gestatten will, opak für Anaphorisierungen. 

Nicht immer ist klar, auf welches Vorgangerelement sich eigentlich ein 
anaphorisches Pronomen bezieht, und manchmal werden auch anaphori­
sche Pronomina verwendet, deren Vorgangerelement für sie unzugang-
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lich ist. Beispiele für beide Falle sind nicht haufig, da sie bei einer sorg­
faltigen Redaktion sehr schnell auffallen. Einige sind mir dennoch be­
gegnet, so etwa aus dem RTVG: 

Art. 25 Zusammenarbeit im Bereich der Programme 

2 Zusammenarbeit, die auf eine nationale oder sprachregionale Pro­
grammversorgung gerichtet i~t oder sie zur Folge hat, ist unzuliissig. 

Hier befindet sich das Vorgangerelement "Programmversorgung" in einer 
syntaktischen Position - namlich innerhalb einer Prapositionalphrase -, 
welche die Interpretation des anaphorischen Pronomens "sie" nicht er­
laubt; Leserinnen und Leser verstehen zwar, was gemeint ist, es bleibt 
aber eine Art Irritation zurück. (Man vgl. den gleich konstruierten Satz: 
"Otto legte das Buch auf den Tisch und rückte ihn in die Ecke".) Die Irri­
tation liesse sich beheben durch die Umformulierung: "die auf eine na­
tionale oder sprachregionale Programmversorgung gerichtet ist oder eine 
solche zur Folge hat". 

Ein Beispiel für ein ambiges anaphorisches Element bietet Artikel 6, Ab­
satz 2 des RTVG: 

2 Die regelmiissige Übernahme von Programmen oder Programmtei­
len von Veranstaltern, die das internationale Fernmelderecht oder 
volkerrechtliche Vorschriften über die Programmgestaltung oder über 
die Werbung und Zuwendungen Dritter verletzen, ist untersagt. 

Das anaphorische Element ist hier das Relativpronomen "die", das so­
wohl auf "Veranstalter" wie auf "Programme", beziehungsweise "Pro­
grammteile" bezogen werden kann. Das ist deswegen moglich, weil die 
doppelte "von"-Konstruktion in diesem Satz selbst wieder uneindeutig 
ist. Man kann sie gleich mehrfach ambig lesen, was durch die folgenden 
Paraphrasen deutlich gemacht werden k~nn: 

(a) Veranstalter, die das internationale Fernmelderecht ... verletzen, 
dürfen nicht regelmiissig Programme oder Programmteile über­
nehmen. 

(b) Programme oder Programmteile von Veranstaltern, die das in­
ternationale Fernmelderecht ... verletzen, dürfen (von andern 
Veranstaltern) nicht regelmiissig übernommen werden. 

(e) Veranstalter dürfen Programme oder Programmteile, die das in­
ternationale Fernmelderecht ... verletzen, nicht regelmiissig (von 
anderen Veranstaltern) übernehmen. 
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Es steht zu vermuten, das s am ehesten di e Interpretation (b) zutrifft, di e 
e s untersagen würde, das s Schweizer V eranstalter Programme oder Pro­
grammteile regelmassig übemehmen, die von Veranstaltem stammen, 
welche das intemationale Fernmelderecht ... verletzen. 

Ein drittes Beispiel stammt aus dem Gewasserschutzgesetz, und zwar aus 
Artikel 33 Absatz 4 Buchstabe b: 

4 Wer einem Gewiisser Wasser entnehmen will, unterbreitet der Be­
horde einen Bericht über: 
a. 
b.' die voraussichtlichen Beeintriichtigungen der Interessen gegen 

eine Wasserentnahme und über mogliche Massnahmen zu deren 
Verhinderung. 

Das anaphorische Element "deren" statt "ihrer" verweist innerhalb des 
Textes normalerweise auf den nachstliegenden Antezedenten; das ware 
hier 11Wasserentnahme" ("Massnahmen" kommt nicht in Frage, da "de­
ren" syntaktisch an "Massnahmen" gebunden ist). Das aber ergibt einen 
Unsinn, da jemand, der Wasser entnehmen will, wohl nicht aufgefordert 
werden kann, einen Bericht darüber abzuliefern, wie man die Wasserent­
nahme verhindern kann. Als Antezedent muss also die ganze Phrase "die 
voraussichtliche Beeintrachtigung der Interessen gegen eine Wasserent­
nahme" betrachtet werden, es dürfte aber schwierig sein, dies bereits 
beim erstmaligen Lesen zu erkennen. Das Beispiel ist übrigens ein klas­
sischer Fali von schwerfalliger Substantivierung verbaler Elemente und 
einer semantischen doppelten Negation (man muss schon ziemlich um 
die Ecke denken, um zu verstehen, was mit "Beeintrachtigung der Inter­
essen gegen eine Wasserentnahme" gemeint ist). 

Ein viertes Beispiel für eine ambige Verwendung eines anaphorischen 
Pronomens: 

Art. 41 Berechnung der Verbindungs- und Bearbeitungsgebühren 

l Die PIT-Betriebe berechnen die Verbindungs- und Bearbeitungsge­
bühren aufgrund ihrer Aufzeichnungen. ( Fernmeldegesetz) 

"ihrer" hat in diesem Absatz zwei mogliche Vorgangerelemente, die auch 
inhaltlich beide in Frage kommen und zwei Interpretationen zulassen: 
nach der e in en führen di e PTT-Betriebe di e Aufzeichnungen selber 
durch, nach der andem zeichnen sie die Gebühren auf. 
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Ich komme zurück auf das Problem des Artikels. Wir haben gesehen, 
dass der definite Artikel dann verwendet werden kann, wenn etwas im 
Diskursuniversum als bekannt und identifiziert vorausgesetzt ist. Das ist 
nicht die einzige Funktion definiter Artikel. Sie konnen auch generisch 
verwendet werden ("Der Lowe ist ein Raubtier"), oder sie konnen alle 
Individuen betreffen, die unter die benennende Kategorie fallen. So etwa 
Artikel 11 Absatz 3 des GSchG: 

Der Inhaber der Kanalisation ist verpjlichtet, das Abwasser abzu­
nehmen und de r zentralen Abwasserreinigungsanlage zuzuführen. 

In diesem Passus sind alle Inhaber aller Kanalisationen betroffen, die 
jedes allfãllige Abwasser abnehmen und der (jeweiligen) zentralen Ab­
wasserreinigungsanlage zuführen sollen. Das Interessante an diesem Bei­
spiel ist, dass der gleiche Effekt ohne Artikel auch zu erreichen wãre: 

Inhaber von Kanalisationen sind verpjlichtet, .... 

Eine entsprechende Formulierung findet sich in Artikel 4 Absatz. 2 

RTVG: 

Ansichten und Kommentare müssen als solche erkennbar sein. 

Hier sind zweifellos wieder alle individuellen Ansichten und Kommen­
tare gemeint, die im Geltungsbereich des Gesetzes auftreten. In bestimm­
ten Typen von Reihungen konnen Artikel ganz fehlen, ohne dass damit 
ein Verlust an Definitheit eintritt. Die Formulierungen sind dabei inner­
halb des gleichen Gesetzes manchmal uneinheitlich, man vgl. die For­
mulierungen im Anschlussgleisgesetz: 

Art. 6 Anschlussvertrag 

J Bahn und Anschliesser regeln ihre Beziehungen in einem An­
schlussvertrag, namentlich über den Bau, den Betrieb und die In­
standhaltung des Anschlussgleises. 

Art. 11 Kosten 

J Wird nichts anderes vereinbart, so triigt de r Anschliesser die Kosten 
von: 
a. Bau, Betrieb, Instandhaltung, Anpassung und Beseitigung des An­

schlussgleises und der zugehorigen Einrichtung; 
b. Anpassung und Ausbau von Anlagen de r Bahn, die durch den Bau, 

Ausbau und Betrieb des Anschlussgleises verursacht werden; die 
Bahn beteiligt sich an den Kosten, soweit ihr Vorteile erwachsen. 
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Es ist nicht einsichtig, nach was für Regeln die definiten Artikel gesetzt 
werden. Nach meinem Verstandnis würde Artikel 6 Absatz l genausogut 
lauten konnen: 

Bahn und Anschliesser regeln ihre Beziehungen in einem Anschluss­
vertrag, namentlich über Bau, Betrieb und Instandhaltung des An­
schlussgleises. 

Und in Artikel 11 Absatz l Buchstabe a konnte auf die beiden hervorge­
hobenen Artikel mit Hilfe einer kleinen Umformulierung (von An­
schlussgeleise und zugehoriger Einrichtung) verzichtet werden. Es 
scheint, als ob die formulierenden Personen hier bewusst oder unbewusst 
so etwas wie stilistische Abwechslung in einen normativen Text hinein­
bringen wollten. In normativen Texten sollten Variationen eigentlich 
unterbleiben, weil der Wechsel im Ausdruck den Verdacht eines inhaltli­
chen Unterschiedes suggerieren konnte. · 

Eine schwierige Kategorie unter den verweisenden Elementen bilden die 
Pronominaladverbien. Dabei handelt es sich um Kombinationen von 
verweisendem Element und Postposition, also Worter wie daran, dafür, 
dazu usw. Sie verweisen relativ unbestimmt, da sie, anders als die bisher 
diskutierten Verweismittel, keine Kongruenzmerkmale mit ihrem Ante­
zedenten teilen (sie sind nicht genus- und numerusmarkiert), und sie 
konnen auf grossere Elemente als nur gerade Nominalphrasen verweisen. 
Deswegen konnen sie Missverstandnissen Vorschub leisten. Der viel­
leicht schonste Fali, der mir begegnet ist, stammt aus dem Anschluss­
gleisgesetz: 

Art. 3 Pflicht zur Anschlussgewiihrung 

Die Bahn muss den Anschluss an ihr Netz gewiihren, wenn dieser we­
der Abwicklung und Sicherheit des Bahnbetriebes noch den künftigen 
Ausbau der Bahnanlagen beeintriichtigt und ein Bedürfnis ausgewie­
sen ist. Sie darf daran keine unverhiiltnismiissigen Bedingungen 
knüpfen. 

Das Pronominaladverb "daran" verweist sicher auf einen bestimmten Teil 
des Vorgangersatzes, aber auf welchen? Vermutlich ist die "Anschluss­
gewahrung" in der Sachüberschrift gemeint. Da aber dieses W ort i m Vor­
gangersatz nicht auftaucht, sondern nur das infinite Verb "gewahren", 
geht die Antezedensbeziehung ins Leere. 
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Eine ungewóhnlich weite Verweisung findet sich etwa im folgenden Bei­
spiel aus dem GSchG: 

Art. 14 Betriebe mit Nutztierhaltung 

l Auf jedem Betrieb mit Nutztierhaltung ist eine ausgeglichene Dün­
gerbilanz anzustreben. 

2 Hofdünger muss umweltvertrdglich und entsprechend dem Stand der 
Technik landwirtschaftlich oder gartenbaulich verwertet werden. 

3 /m Betrieb müssen dafür Lagereinrichtungen mit einer Kapazitiit 
von mindestens dreí Monaten vorhanden sein . .... 

Aus dem Kontext wird ersichtlich, dass der vermutliche Antezedent von 
dafür" das Wort "Hofdünger" zu Beginn von Absatz 2 sein muss. Die 
Antezedensbeziehung ist hier deswegen etwas erschwert, weil der Ante­
zedent in einem andern Absatz zu finden ist. Der Leser rieigt dazu, als 
Antezedens die Formulierung "verwendet werden" zu betrachten. Erst 
die inhaltliche Unstimmigkeit führt dann dazu, weiterzusuchen. 

Ein weiteres Beispiel stammt aus dem Waldgesetz: 

Art. 25 Verdusserung und Teilung 

l Die Verdusserung von Wald im Eigentum von Gemeinden und Kor­
porationen und die Teilung von Wald bedürfen einer kantonalen Be­
willigung. Diese darf nur erteilt werden, wenn dadurch die Waldfunk­
tionen nicht beeintrdchtigt werden. 

Hier ist der nachste Antezedent für "dadurch" der Teilsatz "Diese darf 
n ur erteilt werden", w as aber ni eh t ganz stimmig ist, weil wohl eh er ge­
meint ist, dass die Verausserung, resp. die Teilung des Waldes die Wald­
funktionen nicht beeintrachtigen darf; das Erteilen der Bewilligung 
dürfte nur mittelbar die Waldfunktionen beeintrachtigen. Pronominalad­
verbien sind also Verweisungsmittel, die wegen ihrer relativen Unspezi­
fizitat in normativen Texten vorsichtig einzusetzen sind. 

Nu r kurz moe h te i eh n oe h au f z w ei weitere Typen von V erweisungen 
eingehen, auf das Demonstrativadjektiv "solch" und auf das Zahladjektiv 
"ander": Zum ersten ein schon o ben zitierter Bele g aus de m GSchG: 
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Art. 6 Gruridsatz 

J Es ist untersagt, Stoffe, die Wasser verunreinigen konnen, mittelbar 
oder unmittelbar in ein Gewiisser einzubringen oder sie versickern zu 
lassen. 
2 Es ist auch untersagt, solche Stoffe ausserhalb elnes Gewiissers ab­
zulagern oder auszubringen, sofern dadurch die konkrete Gefahr 
einer Verunreinigung des Wassers entsteht. 

"solche Stoffe" in Absatz 2 bezieht sich auf "Stoffe, die ... " in Absatz l. 
Damit wird der Kontextrahmen zugunsten einer kürzeren Formulierung 
ausgenützt. Die textverfassenden Personen hatten hier übrigens ohne 
Probleme "solche Stoffe" durch "sie" ersetzen konnen, was allerdings 
noch starker kontextuell gebunden gewesen ware. Das Pronominaladverb 
"dadurch" in Absatz 2 ist ohne weiteres auf den ersten Teilsatz bezieh­
bar, der mit "abzulagern oder auszubringen" eine Altemative enthãlt. 
Hier erlaubt das Pronominaladverb mit seiner relativen Unbestimmtheit 
den Bezug auf beide Alternativen. 

Ein zweites Beispiel (aus dem Femmeldegesetz) verbindet "solch" mit 
einer lexikalischen Paraphrase: 

Art. 53 Verletzung des F.ernmeldegeheimnisses 

J W er die Geheimhaltungspjlicht nach Artikel J 5 verletzt oder jeman­
dem Gelegenheit gibt, eine solche Handlung zu begehen, wird mit 
Gefiingnis oder Busse bestraft. 

"eine solche Handlung" nimmt Bezug auf "die Geheimhaltungspflicht ... 
verletzt", charakterisiert dies al s "Handlung" und bestimmt sie naher 
durch das verweisende Demonstrativobjekt. Dies ist eine relativ seltene 
Art der Verweisung in Gesetzestexten, weil sie eine inhaltliche Interpre­
tation eines Teilsatzes voraussetzt. (Im gleichen Gesetz findet sich eine 
ahnliche Art der Verweisung in Artikel 39: "Der Bundesrat legt die Ab­
gaben fest. Er kann diese Befugnis übertragen ... " .) 

Das Zahladjektiv "ander" ist- wie auch "sonstig" usw. - prinzipiell kon­
textgebunden: es setzt immer voraus, dass das Komplement zu ihm spe­
zifiziert ist. So enthalt das Gewasserschutzgesetz als Sachüberschrift des 
3. Kapitels des 2. Titels die Formulieru!lg "Verhinderung anderer nach­
teiliger Einwirkungen au f Gewasser"; damit ist di e Sachüberschrift kon­
textuell gebunden; es ist nur nicht ganz kiar, welches die Komplement-
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menge · ist un d o b mit "an de r" hier alle anderen oder n ur einige an dere 
nachteilige Einwirkungen gemeint sind. Das folgende Beispiel, ebenfalls 
aus dem GSchG, spezifiziert die Grund- und Komplementarmen.ge deut­
licher: 

Art. 48 Vollzugskompetenzen des Bundes 

l Die Bundesbehorde, die ein anderes Bundesgesetz oder einen 
Staatsvertrag vollzieht, ist bei de r Eifüllung dieser Aufgabe auch für 
den Vollzug des Gewiisserschutzgesetzes zustiindig. Bevor sie eine 
Veifügu'!_g erliisst, die sich auf dieses Gesetz stützt, hort sie die betrof-
fene_n Kantone und die interessierten Bundesstellen an. 

Das Diskursuniversum des GSchG enthalt, wie ausgeführt, alle Bundes­
gesetze, und innerhalb des GSchG ist dann kiar, dass mit "anderes Bun­
desgesetz" alle moglichen Bundesgesetze mit Ausnahme des GSchG ge­
meint sind. Interessant ist jedoch, dass das Gewasserschutzgesetz selbst 
i m Artikel spezifiziert wird · als "Gewasserschutzgesetz", obwohl die 
Selbstreferenz der Gesetze auf sich selbst in den untersuchten Gesetzen 
normalerweise mit "dieses Gesetz" geschieht (in sechs von sieben unter­
suchten Bundesgesetzen beginnt Artikel l mit der Formulierung "dieses 
Gesetz"; nur das Hochschulforderungsgesetz beginnt anders). Daher ist 
der zweite Satz des Absatzes unklar: bezieht sich "auf dieses Gesetz" 
anaphorisch auf "Gewasserschutzgesetz" oder selbstreferentiell auf sich 
selbst (wiederum das Gewasserschutzgesetz) oder anaphorisch auf 
"anderes Bundesgesetz"? 

Mit dieser Bemerkung gelangen wir zu jener Kategorie von Verwei­
sungsmitteln, die nicht innerhalb des Textes verweisen, sondern aus dem 
Text hinaus oder innerhalb des Textes als raumlichem Gebilde, die deik­
tischen Elemente. Typische deiktische Elemente sin d "i eh", "hier" un d 
"jetzt", also Elemente, die auf Sprecher, Ort und Zeit einer Ãusserung 
verweisen. Typische textdeiktische Elemente sind "oben", "unten", "vor­
her", "nachher", "hier", "dort". Einige der schon behandelten anaphori­
schen Elemente konnen auch deiktisch verwendet werden, so die Perso­
nalpronomina der dritten Person, die Demonstrativpronomina, Possessiv­
pronomina ete. Ihr Auftauchen in normativen Texten ista priori unwahr­
scheinlich, weil ·si e extrem kontextabhangig sind. Entsprechend ist de r 
selbstverweisende Gebrauch von "dieses Gesetz" der einzige Fali, der 
konsistent verwendet wird. Verweisungen innerhalb des Textes gesche­
hen nicht deiktisch, sondern durch Nennung der Artikelnummer; Verwei-
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sungen auf andere Gesetze durch Nennung des Gesetzes. In mindestens 
einem Fali hat das Waldgesetz allerding eine gemischte Verweisung: 

Art. "l I Rodung und Baubewilligung 

l Die Rodungsbewilligung befreit nicht von der Einholung der im 
Bundesgesetz vom 22. Juni 1979 über die Raumplanung 
vorgesehenen Baubewilligung. 

2 Eifordert ein Bauvorhaben sowohl eine Rodungsbewilligung als 
auch eine Ausnahmebewilligung für das Bauen ausserhalb der Bau­
zone, so darf diese nur im Einvernehmen mit de r nach Artikel 6 dieses 
Gesetzes zustiindigen Behorde erteilt werden ( ohne Fussnote zitiert). 

Das zweifache Erscheinen von "dies-" in Absatz 2 ist deswegen verwirr­
lich, weil das erste Auftreten anaphorisch verweist (vermutlich auf 
"Ausnahmebewilligung für das Bauen ausserhalb der Bauzone"), das 
zweite dagegen deiktisch auf sich selbst zeigt (gemeint ist namlich nicht 
das in Abs. l erwahnte Bundesgesetz, sondern das Waldgesetz selbst). 
Die Verwendung des Demonstrativums "dieser" ist generell nicht haufig, 
doch findet man zunehmend Texte, die es aufweisen. So im Fernmelde­
gesetz: 

Art. 45 Haftung für Fernmeldedienste und Mietleitungen 

l Die PIT-Betriebe haften ... 

2 Sie haften nicht, soweit sie beweisen, dass sie die nach den Umstiin­
den gebotene Sorgfalt angewendet haben, um einen Schaden dieser 
Art zu verhüten, oder dass der Schaden auch bei Anwendung dieser 
Sorgfalt eingetreten wiire. 

"Schaden dieser Art" bezieht sich auf die Spezifizierung von "Schaden" 
in Absatz l, "dieser Sorgfalt" bezieht sich auf die Spezifizierung von 
"Sorgfalt" im gleichen Absatz 2; interessant auch der definite Artikel 
"der Schaden" nach der Einführung kurz zuvor und schliesslich die 
durchgehende Pronominalisierung für di e PTT-Betriebe ( wiederum n ur 

'\ innerhalb des Artikels selbst, de n n Artikel 46 beginnt wieder mit "Di e 
PTT-Betriebe "). 

Die aufgezahlten Mittel der Kontextualisierung zeigen, dass die textver­
fassenden Personen die leichtere Verstandlichkeit der Gesetzestexte 
durch Verweisungen zu erreichen versuchen. Solche Verweisungen er­
leichtern im allgemeinen das Textverstandnis, weil sie schwerfallige 
Wiederholungen vermeiden helfen und deswegen weniger Verarbei-
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tungsleistungen für die lesende Person implizieren. Ab und zu konnen al­
lerdings unklare Bezüge entstehen, am süirksten wohl bei den Pronomi­
naladverbien oder bei inexpliziten Antezedenten. 

4.2 Aspekte der Dekontextualisierung 

lch wende mich nun den Aspekten der Dekontextualisierung zu. Sie be­
stehen im wesentlichen aus der Vermeidung von anaphorischen und 
deiktischen Ausdrucksmitteln und aus vielfaltigen Techniken zur Erspa­
rung der Agenten oder anderer Beteiligter. Es ist deswegen weniger 
leicht, sie durch Beispiele zu belegen. Ich gebe hier einige Beispiele, in 
denen eine mogliche Verweisung nicht durchgeführt wurde. Das erste 
Beispiel stammt aus Artikel 4 des Anschlussgleisgesetzes: 

2 Das Recht, ein Anschlussgleis zu erstellen und zu benützen, kann als 
Dienstbarkeit im Grundbuch eingetragen werden. 

3 Ist das Recht, ein Anschlussgleis zu erstellen und zu benützen, als 
Dienstbarkeit errichtet und ist der belastete Grundeigentümer selbst 
nicht Anschliesser, so wird verniutet, dass der Berechtigte Eigentümer 
des Anschlussgleises ist. 

Absatz 3 ist dekontextualisiert, weil die Nominalphrase "das Recht, ein 
Anschlussgleis zu erstellen un d zu benützen", di e in Absatz 2 schon ein­
geführt wurde, nicht verweisend ausgedrückt wird, etwa mit der Formu­
lierung "Ist e in solches Recht ... ", di e keinerlei Interpretationsprobleme 
bieten würde. Im RTVG weist Artikel 15 eine Dekontextualisierungsstra­
tegie auf, die in jüngeren Gesetzestexten son s t eher ve'rmieden wird: 

Art. 15 Einschriinkung, Suspendierung, Widerruf, Entzug 

l Das Departement kann die Konzession einschriinken, suspendieren, 
widerrufen oder entziehen, wenn: 
a. der Veranstalter sie durch unvollstiindige oder unrichtige Angaben 

erwirkt hat; 
b. de r Veranstalter den Betrieb nicht innert de r in de r Konzession ge­

setzten Frist aufnimmt; 
e. der Veranstalter den Betrieb wiihrend liingerer Zeit einstellt, es sei 

denn, er werde durch Umstande am Betrieb gehindert, für die er 
nicht einstehen muss; 

d. der Veranstalter schwer oder wiederholt gegen dieses Gesetz, die 
Ausführungsvorschriften oder die Konzession verstosst; 
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e. der Veranstalter die Konzession in schwerwiegender Weise zu 
rechtswidrigen Zwecken benutzt; 

f wichtige Landesinteressen es erfordern. 

Die stereotype Wiederholung von "der Veranstalter" zu Beginn der ein­
zelnen Sãtze stellt hier eine Dekontextualisierung dar, auch wenn andere 
Elemente im Text kontextualisiert sind. Bestimmung f. führt dazu, dass 
keine einfachere, leichter verstãndliche Formulierung gefunden wird; 
würde BestimJT\ung f weggelassen, konnte "der Veranstalter" in den er­
sten Satz hineingenommen werden. Anaphorisch liesse sich auch folgen­
des Vorgehen rechtfertigen: "Das Departement kann die Konzession 
eines Veranstalters einschrãnken ... , wenn:", dann konnte "der Veranstal­
ter" überall durch "er" ersetzt werden. Generell findet man solche dekon­
textualisierten Aufzãhlungen eher in ãlteren Gesetzestexten. In neueren 
ist das Bemühen zu beobachten, diese Art zu vermeiden. So hat etwa das 
Schadenversicherungsgesetz folgende Formulierung in Arti k e l 7: 

Art. 7 Drittland-Versicherungseinrichtungen 

Für die Drittland-Versicherungseinrichtungen gelten folgende Vor­
aussetzungen: 
a. Die Versicherungseinrichtung hat eine Rechtsform im Sinne von 

Artikel 11 des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 23. Juni 1978 
aufzuweisen. 

b. Sie muss an ihrem Sitz über ein Mindestkapital im Sinne von Arti­
ke! 3 verfügen. 

e. Sie muss in der Schweiz über einen Organisationsfonds nach Arti­
ke! 5 und entsprechende Vermogenswerte verfügen. 

Die Anaphorisierung wird bis zu Bestimmung f. durchgehalten. Hier 
setzt sich also generell die Kontextualisierung durch. 

Ein Beispiel für eine fehlende Kontextualisierung lãsst sich im Fernmel­
degesetz finden. Es gibt dort im 2. Kapitel einen 4. Abschnitt mit der 
Überschrift "Benützung der Fernmeldedienste der PTT-Betriebe", der die 
Arti k e l l 0-14 enthãlt, di e si eh alle mit de m Abonnement d er Fernmelde­
dienste beschãftigen. Insgesamt kommt in diesen Artikel das W ort 
"Abonnement" llmal, das Wort "Abonnent" 6mal, das Wort "Abonne­
mentsvorschrift" 5mal, das Wort "Abonnentenverzeichnis" einmal vor; 
das alles ohne die Sachüberschriften, die alle das Wort "Abonnement" 
oder "Abonnent" auch noch enthalten. Obwohl die Textverfasser mehr-
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fach Gelegenheit gehabt hãtten, eine anaphorische Formulierung zu 
wãhlen, haben sie davon nicht Gebrauch gemacht. Das ist auch deswegen 
auffãllig, weil das gleiche Gesetz in anderen Teilen ungewohnlich stark 
kontextualisiert ist, man vergleiche etwa Art. 8. 

Art. 8 PIT-Betriebe im Wettbewerb mit Dritten 

l Die PIT-Betriebe bieten Fernmeldedienste, die auch von Dritten 
erbracht werden konnen, nach kaufmiinnischen Grundsiitzen an. Sie 
dürfen solche Dienste nicht aus Monopolertriigen verbilligen. 

2 Der Bundesrat kann die PIT-Betriebe verpflichten, solche Dienste 
in allen Landesteilen nach gleichen Grundsiitzen zu erbringen, und 
ihnen in diesem Fali gestatten, sie aus Monopolertriigen zu verbilli­
gen. 

Im Kontrast zu den Abonnementsartikeln wirkt dieser Artikel schon fast 
umgangssprachlich kontextualisiert. 

Ein hãufig gebrauchtes Dekontextualisierungsmittel sind Ersparungen. 
Sie bieten Raum für die Interpretation durch die Leserin oder den Leser. 
Insofern muss die rez~pierepde Person aufgrund ihres allgemeinen Welt­
oder Schemawissens mogliche Beteiligte ergãnzen. Und das ist insofern 
eine Dekontextualisierungsstrategie, als es auf die nãhere Bestimmtheit 
der Beteiligten gar nicht ankommt. 

Die wichtigste Moglichkeit der Ersparung stellt das Passiv dar, sei es in 
der Form der direkten oder der indirekten Passivierung. Beide Formen 
sind in Art. 4 des RTVG vertreten: 

Art. 4 Grundsiitze für die lnformation 

l Ereignisse müssen in den Programmen sachgerecht dargestellt wer­
den. Die Vielfalt de r Ereignisse und AnSichten muss angemessen zum 
Ausdruck kommen. 

2 Ansichten und Kommentare müssen als solche erkennbar sein. 

In allen drei Sãtzen liegen Passivformen vor, aber nur im ersten Satz eine 
"werden"-Passivformulierung. Der zweite Satz des ersten Absatzes ver­
wendet die passive Version des Funktionsverbs "zum Ausdruck 
kommen" (statt "zum Ausdruck bringen" 1 dem aktiven Gegenstück). Der 
zweite Absatz verwendet ein "-bar"-Adj~tiv, das passiv und modal ist: 
"müssen al s solche erkannt werden! konnen" wãre di e verbale 
Formulierung. In allen drei Sãtzen fehlen die Agenten, und es dürfte 
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schwierig sein, eine aktive Formulierung zu finden. Das unbestimmte 
Pronomen "man" sollte ja heute nach Moglichkeit vermieden werden, ein 
frei er Relativsatz des Typs "wer ... ", wie er bei Strafbestimmungen 
Verwendung findet, ist hier ebenfalls schwer vorstellbar. Die Ersparung 
de r Agenten ist o h ne weiteres moglich, weil e s zu unserem W eltwissen 
aller Rezipienten gehort, dass hier Agenten beteiligt sein müssen. 

Neben der Passivierung kann auch die Substantivierung von Verben zur 
Ersparung von Beteiligten oder Agenten verwendet werden. Eine ganze 
Reihe solcher Beispiele findet sich in Art. 7 des Waldgesetzes: 

Art. 7 Rodungsersatz 

l Für jede Rodung ist in derselben Gegend mit vorwiegend standort­
gerechten Arten Realersatz zu leisten. 

2 Ausnahmsweise kann zur Schonung landwirtschaftlicher Vorrang­
fldchen sowie okologisch oder landschaftlich wertvoller Gebiete der 
Realersatz in e ine r anderen Gegend geleistet werden. 

3 Anstelle von Realersatz konnen in Ausnahmefdllen Massnahmen zu­
gunsten des Natur- und Landschaftsschutzes getroffen werden. 

4 Muss im Hochwasserprofil von Gewdssern zur Wiederherstellung 
der Sicherheit neu entstandener Wald gerodet werden, kann auf die 
Leistung von Realersatz verzichtet werden. 

Neben den schon bekannten Passivierungen (neu ist die "ist ... zu"-Kon­
struktion, deren aktives Gegenstück "haben ... zu" ist) tauchen die Sub­
stantivierungen "Rodung", "Schonung", "Wiederherstellung", "Leistung" 
auf, auch "Realersatz" und "Rodungsersatz" würden dazu gehoren. Diese 
Substantivierungen erlauben das Weglassen der Agenten und das Befol­
gen der bekannten Eugen-Huber-Regel, wonach ein Absatz einen Satz 
umfassen solle (und ein Satz einen Gedanken). Das wird deutlich, wenn 
man in Absatz 2 die Substantivierung rückgangig machen mochte. Man 
erhalt dann etwa folgende Formulierung: "Ausnahmsweise kann Realer­
satz in einer anderen Gegend geleistet werden, um okologisch und land­
schaftlich wertvolle Gebiete zu schonen". In dieser Formulierung erlaubt 
der "um-zu"-Infinitiv ebenfalls eine Agentenersparung. 
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5. Gründe für die Strategien 

Im Entwurf zu einem Gesetzgebungsleitfaden des Bundes ist der An­
spruch an die Gesetzessprache wie folgt formuliert: 

"Rechtsvorschriften müssen so unzweideutig und vollstandig wie not­
wendig (Rechtssicherheit) und so verstandlich wie moglich sein. Sie sind 
knapp und einfach zu fassen. Jedes überflüssige Wort ist zu vermeiden . 
. . . . Ziel de r sprachlichen Gestaltung ist di e Verstandlichkeit des Erlasses 
für den Normadressaten." 

Hier werden zwei Maximen ausgedrückt, die sich in vielen Fallen wider­
sprechen. Die beiden Strategien der Kontextualisierung und der Dekon­
textualisierung sind Ausdruck des Gegensatzes zwischen Prazision, Ein­
deutigkeit und V ollstandigkeit der Gesetzessprache auf der einen Sei te, 
Verstandlichkeit, Adressatenspezifik und Einfachheit auf der anderen 
Sei te. Dekontextualisierung ist Ausdruck der ersten · Forderung; Kontex­
tualisierung Ausdruck der zweiten Forderung. Als Ergebnis der Untersu­
chung lasst sich sagen, dass die Entwicklung bei der Formulierung von 
Gesetzen in die Richtung der Kontextualisierung geht, dass aber die De­
kontextualisierung noch immer beharrlich weiter wirkt. Das hat wohl mit 
dem Praxisbezug von Gesetzen zu tun. Im Alltag liest kein Mensch ein 
Gesetz als Ganzes, wenn er es irgendwie vermeiden kann. Dekontextua­
lisierte Teiltexte sind deswegen leichter benützbar: sie fordern ja keine 
Berücksichtigung des Kontextes. Man kann sie leichter herausgreifen 
und kontextlos verwenden. Der folgende Absatz 2 aus Artikel 15 des 
Gewasserschutzgesetzes ist ohne Kontext nicht interpretierbar: · 

Die kantonale Behorde sorgt dafür, dass die Anlagen periodisch kon­
trolliert werden. 

Die Formulierung "die Anlagen" muss aus dem Kontext heraus spezifi­
ziert werden. Dagegen würde Absatz 2 von Artikel l O des gleichen Ge­
setzes ohne Kontext leichter zu interpretieren sein: 

In abgelegenen oder in dünn besiedelten Gebieten ist das ver­
schmutzte Abwasser durch andere Systeme als durch zentrale Abwas­
serreinigungsanlagen zu behandeln, wenn der Schutz der ober- und 
unterirdischen Gewasser gewahrleistet ist. 
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Die Formulierung "durch andere Systeme als durch zentrale Abwasser­
reinigungsanlagen" ist dekontextualisiert, weil die komplementare Men­
ge explizit im gleichen Satz eingeführt i s t. W en n dagegen n ur stehen 
würde "durch andere Systeme", ohne den folgenden Vergleich, ware die 
Formulierung kontextualisiert. 

Die Untersuchung führt mich zum Schluss, dass die aufgewiesenen Stra­
tegien zwei unterschiedlichen Grundauffassungen von Gesetzen entspre­
chen: auf der einen Seite Gesetze als koharente Texte, die innere und 
aussere Bezüge haben und diese auch ausdrücken; auf der andern Seite 
Gesetze als Sammlungen von normativen Satzen, die aus sich selbst her­
aus verstandlich sein müssen, moglichst ohne Bezug auf ihren Kontext. 

Der Unterschied liegt dann letztlich im zugrundeliegenden Textbegriff. 
Die Strategie der Kontextualisierung sieht Texte als übergeordnete Gros­
sen, welche ihre Teile verstehbar machen. Die Strategie der Dekontex­
tualisierung sieht Texte als konstituiert aus ihren Teilen, die kumulativ 
die Bedeutung des Textes darstellen. Dass im juristischen Denken die 
zweite Auffassung dominant ist, lasst sich auch aus der Einschrankung 
des Verweisungsbereiches auf den Artikel herauslesen. Die "eigentli­
chen" Bausteine von Gesetzen sin d di e Artikel. Di e Tendenz zur Dekon­
textualisierung erwachst aus dem Bestreben, die Artikel moglichst auto­
nom zu fassen und sie zu unabhangigen Atomen des Textes zu machen. 
Erst eine konsequente Auffassung von Gesetzestexten als Gesamttexten 
würde der Tendenz der Kontextualisierung wirklich zum Leben verhel­
fen. lnsofern ist die grundlegende Zwiespaltigkeit,' die sich in den beiden 
Tendenzen ausdrückt, begtÜndet im entgegengesetzten Streben nach 
textueller Verknüpfung einerseits und atextueller Autonomie anderseits. 

, Es wird, denke ich, die Aufgabe der Reflexion der Formulierung von Ge­
setzestexten sein, diese beiden Gesichtspunkte auch in ihren rechtlichen 
Dimensionen zu überprüfen un d dâraus heraus zu einer starker an V er­
standlichkeit orientierten Formulierungstatigkeit zu gelangen. 
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